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Pressefreiheit als Fall f�r drei?

In den letzten 10 Jahren ergingen 53 Entschei-
dungen des BGH mit Relevanz f�r die Pres-
sefreiheit, vor allem zu Fragen der Bild- oder
Wortberichterstattung. Dabei sind sowohl
wettbewerbsrechtlich gepr�gte Entscheidun-
gen als auch solche zur Abgrenzung von
Rundfunk und Presse nicht mitgez�hlt. An
31 Entscheidungen – also an rund 60 Prozent –
waren erkennbar nur drei Verlage beteiligt:
der Axel Springer-Verlag (15 Entscheidun-
gen), der Spiegel-Verlag (7 Entscheidungen)
und der Burda-Verlag (9 Entscheidungen).
Es folgt der Bauer-Verlag (3 Entscheidun-
gen). Dagegen spielen die Entscheidungen

mit Beteiligung anderer Verlage
quantitativ keine Rolle.

Unabh�ngig davon wie man Entschei-
dungen mit Relevanz f�r die Presse-
freiheit konkret abgrenzt: Einzig drei
Unternehmen kommt eine deutliche
Dominanz bei der Fortschreibung der
kasuistisch gepr�gten Pressefreiheit
zu–zumaldieseh�ufigselbstRevision
einlegten. Bei anderen Verlagen ist ein

gleichermaßen starkes Engagement nicht er-
kennbar. Das gilt tendenziell auch f�r vor dem
BVerfG erstrittene Entscheidungen. Hier entfie-
len seit 2008 insgesamt 14 von 36 Entscheidun-
gen zur Ausgestaltung der Pressefreiheit auf drei
Verlage: den Axel Springer-Verlag (6 Entschei-
dungen), den Spiegel-Verlag (5 Entscheidun-
gen) und den Klambt-Verlag (3 Entscheidun-
gen). Und das trotz der sehr niedrigen Annahme-
quoten bei Verfassungsbeschwerden von unter
drei Prozent. Alle weiteren Verlagen lassen sich
allein ein oder zwei Entscheidungen zuordnen.

Gewiss haben der Axel Springer-, der Spiegel-
und der Burda-Verlag einvergleichsweise hohes
Fallaufkommen:DerSpiegel recherchiert inves-
tigativ. F�rvon einer Berichterstattung Betroffe-
ne steht h�ufig viel auf dem Spiel. Die Bild-Zei-
tung des Axel Springer-Verlags sowie die Zeit-
schriften des Burda-Verlags sind bekannt f�r ih-
re boulevardeske Berichterstattung, gerade �ber
klagefreudige Prominente. Jeweils besteht ein
gesteigertes Prozessrisiko. Die Dominanz von
allein drei Verlagen l�sst sich hiermit aber nicht
hinreichend erkl�ren. Schließlich gibt es gen�-
gend weitere Boulevard-Zeitungen und -Maga-
zine. Und auch andere Medien recherchieren in-
vestigativ.

Grund f�r die Dominanz von allein drei Verla-
gen d�rfte vielmehr sein, dass dort noch die fi-
nanziellen und personellen Ressourcen f�r kos-
tenintensive Gerichtsverfahren zur Verf�gung
gestellt werden. Diese �konomie der Pressefrei-
heit gilt im �brigen grunds�tzlich auch f�r Ab-

mahnungen: Unterlassungsbegehren soll bis-
weilen nachgekommen werden, wenn gleich-
zeitig die Kostennote entf�llt.

Hinzu kommt offenbar eine geringe Bereitschaft
von Verlagen, Grundsatzentscheidungen, zu er-
wirken. Und das aus gutem Grund: Der Ausgang
vieler Verfahren ist f�r einzelne Verlagsh�user
von geringem wirtschaftlichen Interesse. Oft-
mals handelt es sich allein um abw�gungsbezo-
gene Feinjustierungen des Presserechts. Sie
sind – selbst wenn f�r die Entwicklung der Pres-
sefreiheit relevant–wirtschaftlichkaumvonBe-
deutung. Andere Verlage d�rften dagegen nach-

teilige Entscheidungen der unteren Instanzen
nichtseltenauswirtschaftlichenGr�ndenakzep-
tieren. Auch von freien Journalisten vor dem
BGH oder dem BVerfG erstrittene Entscheidun-
gen bilden sicher wegen des Kostenrisikos die
große Ausnahme; selbst wenn Verb�nde wie
der DJV bereit sind, Musterverfahren zu unter-
st�tzen.

Dieses çkonomische Kalk�l ist f�r die Entwick-
lung der Pressefreiheit nachteilig. Und der „flie-
gende Gerichtsstand“ – also die freie Wahl des
çrtlich zust�ndigen Gerichts in �ußerungsrecht-
lichen Konflikten (dazu J�rgens, NJW 2014,
3061 ff.; kritisch dazu Dçlling, NJW 2015,
124 ff.) – verst�rkt diese Wirkung. Die meisten
presserechtlich relevanten Verfahren werden
bekanntermaßen vor den Pressekammern in
Berlin, Hamburg und Kçln anh�ngig gemacht.
Diese besitzen gemeinhin den Ruf, Abw�gungs-
entscheidungen zwar meist vertretbar, aber ten-
denziell zugunsten des Persçnlichkeitsrechts
vorzunehmen. Erst- und zweitinstanzliche Ent-
scheidungenwerden selbstbeim Unterliegen der
Verlage h�ufig rechtskr�ftig, selbst wenn ihnen
grunds�tzliche Bedeutung zukommt. Demge-
gen�ber akzentuieren die hçheren Instanzen
die Bedeutung einer freien Berichterstattung er-
fahrungsgem�ß st�rker. Damit d�rften die Ge-
winnchancen also vor BGH und BVerfG – sta-
tistisch gesehen – steigen.

Abhilfe kçnnte schaffen, dass sich Verlage un-
tereinander besser koordinieren, f�r die Fort-
schreibung der Pressefreiheit geeignete, also
musterhafte Verfahren mçglichst vor das
BVerfG, BGH oder BVerwG zu bringen. Auch
an eine Intensivierung der Prozesskostenhilfe
durch die zust�ndigen Verb�nde, unabh�ngige
NGOs oder Stiftungen ließe sich denken – so-
wohl zugunsten einzelner gerade kleinerer Ver-
lage sowie freier Journalisten. Dann bliebe die
Fortschreibung der Pressefreiheit womçglich
nicht mehr bloß ein Fall f�r drei Verlage, wovon
wiederum alle Medienschaffenden profitierten.
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